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(2) Bei angeordneter Unterbrechung oder vorfristiger Be­
endigung hat der Werktätige Anspruch auf Verlängerung des 
Erholungsurlaubs bis zu 2 Arbeitstagen. Die Dauer der Ur­
laubsverlängerung legt der Betriebsleiter mit vorheriger Zu­
stimmung der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitung 
fest.

(3) Die durch die Unterbrechung oder vorfristige Beendi­
gung des Erholungsurlaubs entstehenden unvermeidbaren Ko­
sten sind dem Werktätigen vom Betrieb zu erstatten. Das gilt 
auch, wenn die im Urlaubsplan festgelegte Urlaubszeit des 
Werktätigen aus betrieblichen Gründen geändert wird.

§199 
U rlaubsvergütung

(1) Für die Zeit des Erholungsurlaubs erhält der Werktätige 
eine Urlaubsvergütung in Höhe des Durchschnittslohnes. Die 
Urlaubsvergütung wird für die durch den Erholungsurlaub 
tatsächlich ausfallende Arbeitszeit gewährt.

(2) Die Urlaubsvergütung ist auf Antrag vor Antritt des 
Erholungsurlaubs zu zahlen.

§200

Abgeltung des Erholungsurlaubs in Geld
Anspruch auf Abgeltung des Erholungsurlaubs in Geld be­

steht nur dann, wenn
a) die Gewährung des Erholungsurlaubs infolge Invalidi­

tät nicht mehr möglich ist,
b) der Werktätige den Erholungsurlaub bis zum 31. März 

des folgenden Jahres infolge ärztlich bescheinigter Ar­
beitsunfähigkeit, Quarantäne oder Freistellung von der 
Arbeit nicht antreten konnte,

c) bei befristeten Arbeitsrechtsverhältnissen der Erholungs­
urlaub infolge ärztlich bescheinigter Arbeitsunfähigkeit, 
Quarantäne oder Freistellung von der Arbeit bis zur 
Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses nicht genom­
men werden kann.

10. K a p i t e l  

G e s u n d h e i t s  -  u n d  A r b e i t s s c h u t z

Grundsätze

§201

(1) Der Betrieb ist verpflichtet, den Schutz der Gesundheit 
und Arbeitskraft der Werktätigen vor allem durch die Gestal­
tung und Erhaltung sicherer, erschwernisfreier sowie die Ge­
sundheit und Leistungsfähigkeit fördernder Arbeitsbedingun­
gen zu gewährleisten. Der Betriebsleiter und die leitenden 
Mitarbeiter sind verpflichtet, die Erfordernisse des Gesund­
heits- und Arbeitsschutzes sowie Brandschutzes als Bestand­
teil der Leitung und Planung des Reproduktionsprozesses zu 
verwirklichen. Dabei haben sie die aktive Mitwirkung der 
Werktätigen zu fördern.

(2) Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen, die ehren­
amtlichen Arbeitsschutzinspektoren, die Arbeitsschutzkom­
missionen und die Arbeitsschutzobleute haben das Recht, Ar­
beitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeitsstätten zur Verwirk­
lichung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes zu überprüfen, 
Ermittlungen und Untersuchungen über Ursachen von Ar­
beitsunfällen, Berufskrankheiten, sonstigen arbeitsbedingten 
Erkrankungen und Arbeitserschwernissen durchzuführen und 
die Beseitigung von Mängeln zu fordern. Sie sind berechtigt, 
zu Projekten für neue oder zu rekonstruierende Arbeitsmittel

und Arbeitsstätten Erläuterungen zu verlangen, Stellung zu 
nehmen, die Gewährleistung des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes zu fordern und Vorschläge zu seiner weiteren Ver­
besserung zu unterbreiten. Der Betriebsleiter hat der zustän­
digen betrieblichen Gewerkschaftsleitung die Einsichtnahme in 
die entsprechenden wissenschaftlich-technischen Arbeitsunter­
lagen zu ermöglichen.

(3) Der Betrieb hat entsprechend den Rechtsvorschriften 
Einrichtungen des Betriebsgesundheitswesens zu schaffen und 
zu unterhalten. Zur Erfüllung seiner Pflichten im Gesund­
heits- und Arbeitsschutz hat der Betriebsleiter mit dem Leiter 
der Einrichtung des Betriebsgesundheitswesens eng zusam­
menzuarbeiten. Der Betrieb hat die Einrichtung des Betriebs­
gesundheitswesens bei der Verwirklichung ihrer Aufgaben zu 
unterstützen.

§202

(1) Die Anforderungen, die bei der Gestaltung und Anwen­
dung von Arbeitsmitteln, Arbeitsverfahren und Arbeitsstätten 
zur Gewährleistung sicherer und gesunder Arbeitsbedingun­
gen zu erfüllen sind, werden in Rechtsvorschriften festge­
legt.

(2) Die Rechtsvorschriften des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes sowie Brandschutzes sind durch betriebliche Rege­
lungen zu konkretisieren, soweit es entsprechend den Bedin­
gungen des Betriebes zur Gewährleistung sicherer und gesun­
der Arbeitsbedingungen erforderlich ist. Die Regelungen sind 
unter Teilnahme der Werktätigen auszuarbeiten, mit dem Lei­
ter der Einrichtung des Betriebsgesundheitswesens abzustim­
men und vom Betriebsleiter mit Zustimmung der Betriebsge­
werkschaftsleitung zu erlassen.

§203
(1) Der Betrieb hat den Krankenstand und das Unfallgesche­

hen gemeinsam mit den betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 
und der Einrichtung des Betriebsgesundheitswesens regel­
mäßig zu untersuchen und auszuwerten und erforderliche 
Maßnahmen zur Beseitigung der Ursachen und begünstigenden 
Bedingungen durchzuführen sowie die Entwicklung der gesun­
den Lebensführung zu fördern. Dabei sind die Erfahrungen der 
Arbeitskollektive und der Gesundheitshelfer zu berücksich­
tigen.

(2) Der Betriebsleiter hat gemeinsam mit dem Leiter der 
Einrichtung des Betriebsgesundheitswesens und Vertretern 
der Betriebsgewerkschaftsleitung monatliche Kontrollbera- 
tungen durchzuführen.

§204
In den Betrieben sind zur Wahrnehmung von Aufgaben auf 

dem Gebiet des Gesundheits- und Arbeitsschutzes Sicherheits­
inspektoren einzusetzen oder Sicherheitsinspektionen bzw. an­
dere Organe zu bilden, die den Betriebsleiter bei der Erfül­
lung seiner Pflichten im Gesundheits- und Arbeitsschutz unter­
stützen und ihm direkt unterstellt sind. Einzelheiten werden 
in Rechtsvorschriften geregelt.

Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Körperschutzmittel
§205

(1) Der Betrieb ist verpflichtet, Arbeitsmittel, Arbeitsver­
fahren und Arbeitsstätten so zu entwickeln, zu projektieren, 
zu konstruieren, herzustellen, zu errichten, in Betrieb zu neh­
men, zu unterhalten und instand zu setzen, daß die gefor­
derte Arbeitssicherheit gewährleistet ist. Körperlich schwere 
und gesundheitsgefährdende Arbeit ist planmäßig einzu­
schränken, Arbeitsmittel, Arbeitsverfahren und Arbeitsstätten 
sind zunehmend sicherer und erschwernisfrei zu gestalten.


